
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Kucher 

Genossinnen und Genossen 

betreffend Nichtraucherschutz und Rauchverbot in der Gastronomie 

eingebracht im Zuge der Debatte zum Bericht des Gesundheitsausschusses über 
das Volksbegehren "Don't Smoke" (434 d.B./533 d.B.) 

Das Kippen des totalen Rauchverbots in der Gastronomie ist ein enormer 
gesundheitspolitischer Rückschritt.13.000 bis 14.000 Österreicherinnen sterben 
jährlich an den Folgen des Tabakkonsums. 

Die meisten europäischen Länder haben bereits vor Jahren Rauchverbote 
eingeführt. Die Folge: eine signifikante Abnahme von Herzinfarkten, 
Atemwegserkrankungen und Frühgeburten. Kaum wo ist der gesundheitliche Nutzen 
wissenschaftlich so gut dokumentiert wie beim Nichtraucherinnenschutz. 

Die internationale Gesundheitspolitik der letzten Jahre bewegt sich klar in Richtung 
Nichtraucherinnenschutz. Die Debatte dazu wird bereits seit Jahrzehnten geführt, 
zahlreiche Länder haben aufgrund der klaren wissenschaftlichen Fakten mittlerweile 
generelle Rauchverbote in der Gastronomie eingeführt. Diese haben in Folge zu 
einem signifikanten Rückgang der Tabak-assoziierten Erkrankungen in diesen 
Ländern geführt. Kaum wo ist der gesundheitliche Nutzen wissenschaftlich so gut 
dokumentiert wie beim Nichtraucherinnenschutz. 

Zahlreiche EU-Staaten haben in den letzten Jahren generelle Rauchverbote 
eingeführt, was Studien zufolge auch zu einer Senkung der Raucherinnenzahlen 
geführt hat. In I rland zum Beispiel herrscht seit 2004 ein striktes Rauchverbot in der 
Gastronomie und auch dort gibt es einen deutlichen Rückgang an Raucherinnen von 
28 Prozent auf 21 Prozent. 

Österreich ist in Sachen Nichtraucherinnenschutz seit Jahren trauriges Schlusslicht. 
In kaum einem anderen Land der EU rauchen so viele Menschen wie hier, während 
die Raucherinnenzahlen in anderen Staaten sinken, stagnieren sie in Österreich. 

Das von der SPÖ und ÖVP jahrelang verhandelte und im Jahr 2015 beschlossene 
Nichtraucherlnnenschutzgesetz sollte genau diesen Entwicklungen Einhalt bieten. 
Dem gegenüber hat die schwarz-blaue Bundesregierung, das Gesetz noch vor 
Inkrafttreten am 1. Mai 2018 rückgängig gemacht und somit das Rauchen in der 
Gastronomie weiter zugelassen. 

Ein Argument gegen das Rauchverbot in Lokalen ist die Befürchtung der Wirte, dass 
die Umsätze der Gastronomen zurückgehen würden. Seit 20 Jahren ist jedoch 
wissenschaftlich belegt, dass es durch Rauchverbote in der Gastronomie zu keinem 
wirtschaftlichen Schaden für die Branche komme. 

In Bayern gibt es z.B. seit 7 Jahren, seit 2010, ein generelles Rauchverbot in der 
Gastronomie. Seither gibt es ein Umsatzplus in der Gastronomie, sowohl in der 
Speise- als auch Getränkegastronomie. 
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Auch in Italien gibt es seit 2005 ein Rauchverbot in der Gastronomie. Und obwohl es 
dort die Möglichkeit gibt, kleine Raucherräume einzurichten, wird das eher nicht 
gemacht. Die positiven Auswirkungen des Rauchverbots sind in Italien eindeutig: Um 
4 Prozent weniger Menschen wurden in den ersten beiden Jahren wegen 
Herzinfarkts ins Spital gebracht. Auch die Sterblichkeit ist in diesem Zeitraum um drei 
Prozent gesunken. 

Doch auch für Passivraucherinnen besteht ein erhöhtes Risiko und das ist besonders 
für die Beschäftigten in der Gastronomie relevant. Eine rauchfreie Gastronomie ist 
essenziell für den Schutz der Gesundheit von Tausendenden Beschäftigten in 
Österreich und einer noch viel größeren Anzahl von Kunden. Wenn jemand nur den 
Rauch von anderen inhaliert, hat er längerfristig die gleichen Risiken wie ein Raucher 
selbst - er hat die gleichen krebserregenden Substanzen im Körper. Von den 
6 Millionen Menschen, die jährlich an den Folgen des Rauchens sterben, sind 
jährlich 600.000 Passivraucherinnen. Sie trifft das Ende des Rauchverbots in der 
Gastronomie ganz besonders. 

In den im Gesundheitsausschuss durchgeführten Hearings wurde von allen 
anerkannten Expertinnen auf die vielen gesundheitsschädlichen Auswirkungen 
eindringlich hingewiesen. All diese Apelle lassen die Regierungsparteien 
unbeeindruckt abprallen. 

Seit dem Bekanntwerden des Vorhabens das generelle Rauchverbot in der 
Gastronomie zu kippen, hat sich auch in der Zivilgesellschaft sehr viel getan. 
Hunderttausende Menschen haben ihren Unmut gegen die Abschaffung des 
Rauchverbots Luft gemacht. Zunächst haben fast 470.000 Menschen die Petition der 
österreichischen Krebshilfe und danach das Volksbegehren "Don 't Smoke" 
unterschrieben. Für den Schutz der Nichtraucherinnen haben 881.692 Menschen 
ihre Stimme abgegeben. 
Dieses klare Bekenntnis der österreichischen Bevölkerung zum generellen 
Rauchverbot in der Gastronomie, darf die Regierung nicht einfach übergehen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
wird aufgefordert, den eindeutigen Willen der österreichischen Bevölkerung im Sinne 
eines umfassenden Gesundheitsschutzes umzusetzen und dem Nationalrat 
unverzüglich eine Regierungsvorlage zuzuleiten, mit der ein absolutes Rauchverbot 
in der Gastronomie, so wie dies b reit it 1.5.2018 vorgesehen gewesen wäre, 
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